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73 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 3 
über die Fälligkeit und Verzinſung von Ausgleichshypotheken. 
: Vom 26. Juni 1931. 


1. Abſchnitt. 
Hypotheken und durch Hypothek geſicherte perſönliche Forderungen. 
I. Kündigung. 
(1) Bis zum 31. Dezember 1934 werden die Ausgleichshypotheken und perſönlichen Forderungen 
geſtundet, die in der Zeit vom 31. Dezember 1931 bis 15. Januar 1932 fällig ſind oder fällig werden. 
(2) Der Gläubiger kann Zahlung von dem Eigentümer oder perſönlichen Schuldner vor dem 
31. Dezember 1934 nur verlangen, wenn er nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes ſchriftlich gekündigt hat. 
Die Kündigungsfriſt beträgt ein Jahr. Die Kündigung iſt nur für den Schluß eines Kalenderviertel⸗ 
jahres zuläſſig und hat ſpäteſtens am dritten Werktag der Friſt zu erfolgen. Kündigungen zum 
31. Dezember 1931, zum 31. März 1932 und zum 30. Juni 1932 haben ſpäteſtens am 31. Juli 1931 
zu erfolgen. i 
(3) Entgegenſtehende Vereinbarungen zu Ungunſten des Schuldners find unwirkſam. 


» § 2. N 

Der Eigentümer und der perſönliche Schuldner find berechtigt, den Ausgleichsbetrag nebſt den fäl⸗ 

ligen Zinſen drei Monate nach Kündigung auch vor Eintritt der vereinbarten Fälligkeit zu zahlen. 

Die Kündigung ijt nur für den Schluß eines Kalendervierteljahres zuläſſig; fie hat ſpäteſtens am dritten 

Werktag der Friſt zu erfolgen. Dieſes Kündigungsrecht kann nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen oder 

beſchränkt werden, es ſei denn, daß der Ausſchluß oder die Beſchränkung die Dauer von fünf Jahren 
nicht überſteigt. 

§ 3. 


Vorſchriften in Geſetzen, Satzungen oder Verträgen, die für beſondere Fälle eine vorzeitige 
Fälligkeit der Schuld anordnet, bleiben unberührt. Beſtimmungen, die eine vorzeitige Fälligkeit der 
Schuld für den Fall der Rangänderung der Hypothek vorſehen, finden auf Rangänderungen, die auf 
der Zinserhöhung (§ 8, Abſatz 2) beruhen, keine Anwendung. 

II. Zahlungsfriſt. 
i § 4. 

(1) Hat der Gläubiger gemäß § 1 gekündigt, fo kann der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
oder der perſönliche Schuldner binnen drei Monaten von dem Tage, an dem ihm die Kündigung 
zugegangen iſt, bei der Aufwertungsſtelle ($$ 14 ff.) ſchriftlich oder zu Protokoll der Geſchäftsſtelle bean⸗ 


tragen, ihm eine Zahlungsfriſt für das Kapital zu bewilligen. Der Antragſteller ſoll dem Gläubiger 
eine Abſchrift des Antrags an die Aufwertungsſtelle mitteilen. Der Antrag auf Bewilligung einer 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 7 7. 1931.) 


Ausgabe A. 
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1 iſt unzuläſſig, wenn der e der Hypothek er der e 300 
Gulden nicht überſteigt. . 

(2) Der Antragſteller ſoll feinen Antrag begründen und ſoll angeben, welche Schritte er zur 
Herbeiführung einer gütlichen Einigung mit dem Gläubiger unternommen hat. Er ſoll ferner ee 
daß er dem Gläubiger eine Abſchrift des Antrags mitgeteilt hat. 


| aa . § 5. : N ; 

(1) Die 2 darf eine Zahlungsfriſt nur bewilligen, wenn der Antragſteller über 
die zur Rückzahlung des Aufwertungsbetrags erforderlichen Mittel nicht verfügt und auch nicht in der 
Lage iſt, ſie ſich zu Bedingungen zu verſchaffen, die ihm billigerweiſe zugemutet werden können. Die 
Zahlungsfriſt darf nicht bewillgt werden, wenn ſich der Antragſteller die nötigen Mittel zu Bedin⸗ 
gungen beſchaffen kann, die für ihn eine weſentliche Erhöhung der Belaſtung nicht bedeuten. 

(2) Die Zahlungsfriſt ſoll nicht bewilligt werden, wenn die Bewilligung für den Gläubiger eine 
unbillige Härte bedeuten würde. 

§ 6. 


Die Aufwertungsitelle ſoll die Bewilligung der Zahlungsfriſt nicht von dem Nachweiſe des Antag. 
ſtellers abhängig machen, daß er nach Ablauf der Friſt zur e des Gläubigers imſtande 
ſein werde. 


§ 7. 
Die Zahlungsfriſt kann nur einmal und nur längſtens bis zum 31. Dezember 1934 bewilligt 
werden. 
§ 8. 


) Mit Zuſtimmung des Gläubigers kann die Aufwertungsſtelle die Bewilligung der Zahlungs⸗ 
friſt von der Leiſtung einer Abſchlagszahlung abhängig machen. 

(2) Die Aufwertungsſtelle kann für die Bewilligung der Zahlungsfrist auch andere Bedingungen 
ſtellen, insbeſondere dem Antragſteller eine Erhöhung des Zinsſatzes bis zu der Zinsgrenze des 
$ 1119 BGB. auferlegen. 

§ 9. 

(1) Die Aufwertungsſtelle kann bis zur endgültigen Entſcheidung eine einſtweilige Anordnung 
treffen. Hat der Gläubiger für ſeinen Anſpruch bereits einen vollſtreckbaren Schuldtitel, ſo kann 
die einſtweilige Anordnung auch dahin gehen, daß die Zwangsvollſtreckung einzuſtellen iſt. 

(2) Gegen die einſtweilige Anordnung iſt die ſofortige Beſchwerde zuläſſig; die weitere Be⸗ 
ſchwerde iſt ausgeſchloſſen. : 

; § 10. 

(1) Die Zahlungsfriſt wirkt jo, als ob der Gläubiger in dem Zeitpunkt, in dem die Zahlungs⸗ 
friſt beantragt wird, Stundung bewilligt hätte. Der Zinſenlauf und der Tilgungsdienſt werden durch 
die Zahlungsfriſt nicht berührt. 5 

(2) Nach Ablauf der Zahlungsfriſt iſt die Hypothek oder die perſönliche Forderung fällig, ohne 
daß es einer Kündigung bedarf. 

§ 11. 

Hat der Gläubiger für ſeinen Anſpruch bereits einen vollſtreckbaren Schuldtitel, ſo iſt die 

Zwangsvollſtreckung für die Dauer der bewilligten Zahlungsfriſt unzuläſſig. 


§ 12. 


(1) Durch die Bewilligung der Zahlungsfriſt werden Vorſchriften in Geſetzen, Satzungen oder 
Verträgen, die für beſondere Fälle eine vorzeitige Fälligkeit der Schuld anordnen, nicht berührt. Die 
Vorſchrift des § 3 Satz 2 findet Anwendung. 

(2) Unbeſchadet der Vorſchrift des Abſ. 1 kann der Gläubiger während des Laufes der Zah⸗ 
lungsfriſt die Forderung ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt kündigen, wenn der Eigentümer und 
der perſönliche Schuldner mit der Zahlung von Abſchlags⸗, Tilgungs⸗ oder Zinsbeträgen länger als 
einen Monat im Verzug ſind. Auf die Weid folge ſoll in der Entſcheidung, durch die eine Zahlungs⸗ 
friſt bewilligt wird, hingewieſen werden. 

(3) Die Kündigung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eigentümer oder perſönliche Schuldner den 
Gläubiger befriedigt, bevor ſie erfolgt. Die Kündigung iſt unwirkſam, wenn ſich der Eigentümer oder 
der perſönliche Schuldner durch Aufrechnung befreien konnte und unverzüglich nach der Kündigung 
die Aufrechnung erklärt. 
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(4) Liegen die Vorausſetzungen für den Eintritt der vorzeitigen Fälligkeit (Abſ. 1,2) vor und 
hat der Gläubiger für ſeinen Anſpruch bereits einen vollſtreckbaren Schuldtitel, ſo ergeht im Streit⸗ 
= die Entſcheidung des s dahin, daß die Zahlungsfriſt außer Kraft tritt. 


§ 13. 

(1) Reicht der Ertrag eines ganz oder teilweiſe der in unterliegenden Grund⸗ 
ſtücks zur Befriedigung des Anſpruchs des Gläubigers auf Leiſtung der Zins⸗ und Tilgungsbe⸗ 
träge nicht aus, weil Miet⸗ oder Pachtzinszahlungen ausgeblieben ſind, und kann in Anbetracht der 
Vorſchriften über die Zwangswirtſchaft durch eine anderweitige Vermietung oder Verpachtung der 
Ausfall nicht rechtzeitig gedeckt werden, ſo kann auf Antrag des Eigentümers die Zwangsverſteigerung 
durch das Gericht für die Dauer von längſtens ſechs Monaten eingeſtellt werden, ſofern dies zur 
Abwendung einer unbilligen Härte erforderlich erſcheint. Die Parteien haben die tatſächlichen Be⸗ 
hauptungen glaubhaft zu machen. 

(2) Die Einſtellung iſt auch vor der Anordnung der Verſteigerung zuläſſig. Sie kann mehrfach 
erfolgen, jedoch nicht über den 31. Dezember 1934 hinaus. Der Antrag auf Einſtellung iſt abzu⸗ 
lehnen, wenn fällige Anſprüche des betreibenden Gläubigers auf wiederkehrende Leiſtungen für ein 
Jahr nicht gezahlt ſind. 

(3) Erfolgt die Einſtellung des Verfahrens nach der Anordnung der Verſteigerung, fo iſt der 
Beſchluß allen Beteiligten (§ 9 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwal⸗ 
tung) zuzuſtellen. 

(4) Wird die Zwangsverſteigerung eingeſtellt, ſo beginnt die in § 31 Abſ. 2 des Geſetzes über 
die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung vorgeſehene Friſt erſt mit dem a der 
Friſt, für deren Dauer die Einſtellung angeordnet iſt. 


III. Verfahren vor der Aufwertungsſtelle. 
1. Allgemeine Vorſchriften. 
§ 14. 

(1) Die Aufwertungsſtelle iſt ausſchließlich zuſtändig: 

1. für die Entſcheidung über den Antrag auf Bewilligung der 55 0 (§§ 4 bis 9); 
2. im Verfahren über die Bewilligung der Zahlungsfriſt für die Entſcheidung der Frege, ob 
eine ordnungsmäßige Kündigung des Gläubigers nach § 1 vorliegt. 

(2) e für die Freie Stadt Danzig iſt das Amtsgericht in Danzig. 

i § 15. 

(1) Soweit nicht in dieſem Geſetz etwas anderes vorgeſchrieben iſt, finden auf das Verfahren 
vor der Aufwertungsſtelle die Vorſchriften des Geſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 ſinngemäße Anwendung. 

(2) Die Aufwertungsſtelle hat den Verſuch einer gütlichen Einigung zu machen, ſofern nicht die 
Erfolgloſigkeit des Sühneverfahrens mit Beſtimmtheit vorherzuſehen iſt. 


2. Verfahren. 
§ 16. 

(1) Wohnt ein Beteiligter nicht im Gebiet der Freien Stadt Danzig, fo hat er einen im Ge. 
biet der Freien Stadt Danzig wohnenden Zuſtellungsbemächtigten oder ſonſtigen Bevollmächtigten 
zu beſtellen und die Beſtellung der Aufwertungsſtelle anzuzeigen. 

(2) Solange dies nicht geſchieht, können alle Zuſtellungen in der Art bewirkt werden, daß das 
zuzuſtellende Schriftſtück unter der Adreſſe des Beteiligten nach ſeinem Wohnort zur Poſt gegeben 
wird. Die Zuſtellung wird mit der Aufgabe zur Poſt als bewirkt angeſehen, ſelbſt wenn die Sendung 
als unbeſtellbar zurückkommt. Die Poſtſendungen ſind mit der Bezeichnung „Einſchreiben“ zu verſehen, 
wenn einer der Beteiligten es verlangt und zur Zahlung der Mehrkoſten 55 bereit erklärt. 


SET 
(J) Die Aufwertungsitelle kann zum Zwecke der gleichzeitigen Verhandlung und Entſcheidung 
miteinander verbinden: 
1. mehrere denſelben Antragſteller betreffende Verfahren, 
2. das den Eigentümer des belaſteten Grundſtücks und das den perſönlichen Schuldner betref⸗ 
fende Verfahren. 


(2 Die Aufwertungsſtelle kann die Verbindung wieder aufheben. 
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f a § 18. g i 
Die Aufwertungsitelle kann von dem Beteiligten die Glaubhaftmachung einer tatſächlichen Bez 
hauptung verlangen. 5 
§ 19. 
Die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle iſt mit Gründen zu verſehen. Die einſtweilige Anordnung 
auf Grund des § 9 bedarf keiner Begründung. N 


3. Rechtsmittel. 


a § 20. 

(1) Gegen die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. Über 
die ſofortige Beſchwerde entſcheidet das Landgericht. Gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt 
die ſofortige weitere Beſchwerde an das Obergericht zuläſſig, wenn die Entſcheidung auf einer Ver⸗ 
letzung des Geſetzes beruht. 

(2) Gegen die Entſcheidung der Aufwertungsſtelle kann unter Übergehung der Beſchwerdeinſtanz 
unmittelbar die ſofortige weitere Beſchwerde eingelegt werden, wenn der Gegner einwilligt. Die ſchrift⸗ 
liche Erklärung der Einwilligung iſt bei der Einlegung der ſofortigen weiteren Beſchwerde einzu⸗ 
reichen. N 

§ 21. 

(1) Die ſofortige Beſchwerde kann bei der Aufwertungsſtelle oder beim Landgericht eingelegt 
werden. Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift oder durch Erklärung zum Pro⸗ 
tokoll der Geſchäftsſtelle des zuſtändigen Gerichts oder eines Amtsgerichts. 

(2) Die ſofortige weitere Beſchwerde kann bei der Aufwertungsſtelle, dem Landgericht oder dem 
Obergericht eingelegt werden. Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift oder 
durch Erklärung zum Protokoll der Geſchäftsſtelle des zuſtändigen Gerichts oder eines Amtsgerichts. 
Die Beſchwerdeſchrift muß von einem Rechtsanwalt unterzeichnet ſein. Der Zuziehung eines Rechts⸗ 


anwalts bedarf es nicht, wenn die Beſchwerde von einer Behörde oder von einem Notar eingelegt 


wird, der in der Angelegenheit für den Beſchwerdeführer einen Antrag bei der Aufwertungsſtelle ge⸗ 
ſtellt hat. 5 : 

(3) Wird die Beſchwerde durch Erklärung zum Protokoll der Geſchäftsſtelle eingelegt, ſo genügt 
es zur Wahrung der Beſchwerdefriſt, daß die Erklärung innerhalb der Friſt erfolgt. 

(4) Erfolgt die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde oder der ſofortigen weiteren Beſchwerde 
durch Erklärung zum Protokoll der Geſchäftsſtelle eines Amtsgerichts, ſo hat die Geſchäftsſtelle dieſes 
Gerichts innerhalb 24 Stunden der Geſchäftsſtelle der Aufwertungsſtelle von der Einlegung Nachricht 
zu geben. Die Vorſchrift findet entſprechende Anwendung, ſofern die ſofortige weitere Beſchwerde beim 
Obergericht unter Übergehung des Landgerichts eingelegt wird. 

(5) Die Geſchäftsſtelle der Aufwertungsſtelle darf Zeugniſſe über die Rechtskraft erſt eine Woche 
nach Ablauf der Beſchwerdefriſt erteilen. 


4. Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit. 


§ 22. 

(1) Die rechtskräftige Entſcheidung der Aufwertungsſtelle iſt für die Gerichte und Verwaltungs⸗ 
behörden bindend. 5 

(2) Aus der rechtskräftigen Entſcheidung der Aufwertungsſtelle über die Koſten ſowie aus einem 
vor der Aufwertungsſtelle abgeſchloſſenen Vergleiche findet die Zwangsvollſtreckung nach den Vor⸗ 
ſchriften der Zivilprozeßordnung ſtatt. s 

(3) In der Entſcheidung über den Antrag auf Bewilligung der Zahlungsfriſt hat die Aufwer⸗ 
tungsſtelle, wenn der Anſpruch nach Grund und Betrag unſtreitig und der Gläubiger noch nicht 
im Beſitz eines vollſtreckbaren Schuldtitels iſt, auf Antrag des Gläubigers die Zahlungspflicht aus⸗ 
zuſprechen. Die rechtskräftige Entſcheidung ſteht dem in einem bürgerlichen Rechtsſtreit ergangenen 
rechtskräftigen Urteil gleich. 

5. Koſten. 
§ 23. 

Die Aufwertungsſtelle erhebt für das Verfahren, das nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ſtatt⸗ 
findet, Gebühren nach Maßgabe der vom Senat erlaſſenen Beſtimmungen. Die Koſten des Verfah⸗ 
rens trägt der Antragſteller; die Aufwertungsſtelle kann ſie ganz oder teilweiſe dem Gläubiger auf⸗ 
erlegen, wenn dies aus beſonderen Gründen der Billigkeit entſpricht. 


IV. Eintragungen in das Grundbuch. 
(1) Zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs bedürfen 
nicht der Eintragung: a 
1. die geſetzlichen Fälligkeitsbedingungen ($$ 1,2), at 
2. die Zahlungsfriſt und die Bedingungen, unter denen sie gewährt ijt ($$ 4 bis 12). 

(2) Iſt im Grundbuch hinſichtlich der Fälligkeit oder der Verzinſung der aufgewerteten Hypo— 
thek auf das Ausgleichsgeſetz Bezug genommen, ſo gilt dieſer Hinweis auch für die jetzt eingeführten 
neuen geſetzlichen Bedingungen. bers : S 

2. Abſchnitt. 
Grundſchulden, Rentenſchulden, Reallaſten, Schiffs- und Bahnpfandrechte. 
f § 25. 


Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden entſprechende Aewendung: 
1. auf Grundſchulden, 


2. auf Pfandrechte an im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffen und an Bahneinheiten ſowie auf 
die durch Schiffspfandrecht oder Bahnpfandrecht geſicherten Forderungen. 


3. Abſchnitt. 


Schlußvorſchriften. 
4 8 26. ER ER 3 : 
Gerichtliche Entſcheidungen ſtehen der Anwendung dieſes Geſetzes nicht entgegen. 
§ 27. 


Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechtsverordnungen 
und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. Der Senat wird ferner ermächtigt, die Vor⸗ 
ſchriften über das Verfahren der Aufwertungsſtelle zu ändern oder zu ergänzen. 


28. 8 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der 9 1 in Kraft. 
Danzig, den 26. Juni 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dumont. 


74 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz : 
zur Abänderung des § 1119 des Bürgerlichen Geſetzbuches. 
Vom 26. 6. 1931. IH 
Artikel 1, 2 
In $ 1119 Abſatz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuches ſind jeweils an Stelle der Worte „fünf vom 
Hundert“ die Worte „acht vom Hundert“ zu ſetzen. a ; 
Artikel 2. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. ae 
Danzig, den 26. Suni 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dumont. 
75 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 7 
zur Abänderung des Geſetzes über die Eintragung von Hypotheken und 
Schiffspfandrechten in ausländiſcher Währung vom 
27. Juni 1923 (G. Bl. S. 751) 
25. September 1930 (G. Bl. S. 195). 
Vom 26. 6. 1931. N 
C 
Das Geſetz über die Eintragung von Hypotheken und Schiffspfandrechten in ausländiſcher 
Währung vom 27. Juni 1923 (G. Bl. S. 751), abgeändert durch Geſetz vom 25. September 1930 


(G. Bl. S. 195) wird wie folgt geändert: 
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1. Sn § 1 wird hinter Abſatz 1 folgender Abſatz 2 eingefügt: 

Bei einer Hypothek oder Grundſchuld, die infolge des Verfalls der Währung des Deutſchen 
Reiches ausgeglichen oder noch auszugleichen iſt, bedarf es zur Amwandlung der Währung und 
zur Hinzufügung der Feingoldklauſel weder der Einwilligung des Senats noch der Zuſtimmung der im 
Range gleich⸗ oder nachſtehend Berechtigten. 

2. Der bisherige Abſatz 2 des § 1 wird Abſatz 3 und erhält folgende Faſſung: 

In dem Falle des Abſatz 1 und 2 gelten die Vorſchriften der SS 2 bis 11. 


Arti iel??? 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 26. Juni 1931. ; SE IE 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dumont. 


76 Verordnung 


über Abänderung des Geſetzes betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 20. 6. 1923 G. Bl. 
S. 760) in der Faſſung des Geſetzes vom 3. 10. 1924 (G. Bl. S. 454), der Verordnung vom 3. 12. 
1928 (G. Bl. S. 418) und des Geſetzes vom 9. 1. 1931 — 8 23 IV — (G. Bl. S. 1). 
Vom 19. 6. 1931. 
Aufgrund des § 1 Ziffer 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. 1. 1931 (G. Bl. S. 7) wird 
folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: ö 


§ 1. 
Die Abſchnitte b), e) und d) der Ziff. I der Verordnung vom 3. 12. 1928 (G. Bl. S. 418) über 
Abänderung des Geſetzes betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 20. 6. 1923 (G. Bl. 
S. 760) in der Faſſung des Geſetzes vom 3. 10. 1924 (G. Bl. S. 454) werden aufgehoben. 


§ 2. ; 
Das Geſetz betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 20. 6. 1923 (G. Bl. S. 760) 
in der zur Zeit geltenden Faſſung wird wie folgt geändert: 
a) Im § 2 (1) find im 2. Satz die Worte „— ſoweit nicht der folgende Abſatz 2a Anwendung 
findet —“ zu ſtreichen. i 
b) § 2 (3) bis (5) erhält folgende Faſſung: 

(3) Für Dienſtreiſen, die an demſelben Kalendertage angetreten und beendet werden 
und nicht mehr als 6 Stunden dauern, wird ein Tagegeld nicht gewährt. Dauert eine ſolche 
Dienſtreiſe mehr als 6, jedoch nicht über 9 Stunden, jo werden ¼ö10 des vollen Tagegeldes ge— 
zahlt. Für Reiſen, die an demſelben Kalendertage angetreten und beendet werden und 
über 9 Stunden dauern, aber eine anſchließende auswärtige Übernachtung nicht erfordern, 
werden 5¼0 des vollen Tagegeldes gewährt. 

(4) Erſtreckt ſich die Dienſtreiſe auf 2 oder mehrere Tage, ſo iſt das Tagegeld für den 
Hin⸗ und Rückreiſetag nach den Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes je beſonders zu 
berechnen. Wird die Hinreiſe vor 12 Uhr angetreten oder die Rückreiſe nach 12 Uhr be⸗ 
endet, jo ijt für den Hine oder Rückreiſetag das volle Tagegeld zu zahlen. 

(5) Bei mehreren Reiſen an einem Kalendertage wird jede Reiſe für ſich entſchädigt. 
Es darf jedoch für einen Kalendertag nicht mehr als 10 des vollen Tagegeldes gezahlt 
werden. 

c) Im 8 3 (4) iſt das Wort „mindeſtens“ zu ſtreichen. 
d) § 4 (2) erhält folgende Faſſung: 
(2) Es ſind berechtigt zu benutzen: 
a) die II. Schiffs⸗ oder III. Wagenklaſſe: 
die Beamten der Stufen I und II, 
b) die J. Schiffs⸗ oder II. Wagenklaſſe: + 
die Beamten der Stufen III und IV. f 
e) Im § 4 (4) it ſtatt „O, 25 G“ = „O, 20 G“ zu ſetzen. 
f) Im 2. Satz des § 4 (4) iſt ſtatt „Fuhrwerk“ zu ſetzen: „nicht öffentlichen und nicht regel⸗ 
mäßigen Verkehrsmittels“. 
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83. 
Dieſe e tritt am 30. Juni 1931 in Kraft. 


§ 4. 
Das Reiſekoſtengeſetz it in der neuen, nach dieſer Verordnung geltenden Faſſung, bekannt⸗ 


zugeben. 
Danzig, den 19. Juni 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiercinski⸗Keiſer. 
77 a : Bekanntmachung 


der neuen Faſſung des Geſetzes betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten. 
Vom 24. 6. 1931. 


Aufgrund des § 4 der mit Geſetzeskraft verſehenen Verordnung vom 19. Juni 1931 (G. Bl. 
580) wird das Geſetz betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 20. 6. 1923 (G. Bl. 
. 760) in der vom 30. 6. 1931 ab geltenden Faſſung bekanntgemacht. ; 


Danzig, den 24. Juni 1931. 


RG 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Ziehm. Dr. Wiercinsti- Keifer. 
Geſetz 
betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 20. 6. 1923. 
§ 1. 


Die Staatsbeamten erhalten bei Dienſtreiſen Tage⸗ und Whernadtungsgelder ee Erſatz der 
verauslagten Fahrkoſten. 


8 2. 
(1) Die Tagegelder werden nach 4 Stufen bemeſſen. Es gehören von den in der Beſoldungs⸗ 
ordnung zum Danziger Beſoldungsgeſetz vom 19. 10. 1928 (G. Bl. S. 329) aufgeführten Beamten: 


die Beamten mit 


Gehältern 


aufſteigenden Gehältern mit feſten feſten Gehältern . | mit Mindeſtgrund⸗ 
Grundgehaltsſätzen (Abſchn. B) ach. ) 
Abſchn. A in G in G n. 
(Abſch ) in Gruppe in Gruppe ee Srine 
zur Stufe I 74-11 — — 
zur Stufe II 4%, ſoweit nicht in Stufe III, — — 
a f 4d bis 6b 
zur Stufe III 1b bis 4b, — 1 und 2 


4c, ſoweit mit einer ruhegehalts⸗ 
fähigen Zulage von mindeſtens 
52 G monatlich ausgeſtattet 


zur Stufe IV 1a 3 und 4 — 


(2) Das volle Tagegeld beträgt für die Beamten: 
i a) der Stufe 1. 

b) ” I. II 
5 c) ” „ III 

d) ” ” IV 


9 1 
O o an 
oo0oo 


0 
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(3) Für Dienſtreiſen, die an demſelben Kalendertage angetreten und beendet werden und nicht 
mehr als 6 Stunden dauern, wird ein Tagegeld nicht gewährt. Dauert eine ſolche Dienſtreiſe mehr 
als 6, jedoch nicht über 9 Stunden, Jo werden ¼0 des vollen Tagegeldes gezahlt. Für Reifen, die 
an demſelben Kalendertage angetreten und beendet werden und über 9 Stunden dauern, aber eine an⸗ 
ſchließende auswärtige Übernachtung nicht erfordern, werden 5/1) des vollen Tagegeldes gewährt. 

(4) Erſtreckt ſich die Dienſtreiſe auf 2 oder mehrere Tage, Jo ijt das Tagegeld für den Hin- und 
Rückreiſetag nach den Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes je beſonders zu berechnen. Wird die 
Hinreiſe vor 12 Uhr angetreten oder die i nach 12 Uhr beendet, ſo iſt für den Hin- oder Rück⸗ 
reiſetag das volle Tagegeld zu zahlen. 

(5) Bei mehreren Reifen an einem Kalendertage wird jede Reiſe für ji entſchädigt. Es darf 
jedoch für einen Kalendertag nicht mehr als ¼ů0 des vollen Tagegeldes gezahlt werden. 5 

(6) Für Verſetzungsreiſen erhalten alle Beamten mindeſtens ein volles Tagegeld. 


8.8. 

(1) Für jedes auswärtige Nachtquartier bei Dienſtreiſen wird hen Beamten ein Übernachtungs⸗ 
geld in Höhe von ¼ der Tagegelder gewährt. 

(2) Entſprechendes gilt auch für Nächte, die der Beamte, ohne ein Nachtquartier zu nehmen, zur 
Reiſe ſelbſt verwendet, ſofern die Hinreiſe vor 3 Uhr morgens angetreten oder die Rückreiſe nach 2 Uhr 
morgens beendet wird. Das Übernachtungsgeld wird nicht gewährt, wenn die Reife lediglich zur 
Vornahme von Dienſtgeſchäften während der Nacht ausgeführt wird. 

(3) Das Übernachtungsgeld nach Why. 2 entfällt, wenn den Beamten, die infolge Benutzung des 
Schlafwagens entſtandenen Koſten erſtattet werden. 

(4) Wird dem Beamten bei auswärtigen Dienſtgeſchäften ein Nachtquartier von Amts wegen zur 
Verfügung geſtellt, jo erhält er ein Viertel des Whernadtungsgeldes. 

(5) Bei Verſetzungsreiſen iſt den Beamten für den Tag der Ankunft am neuen Dienſtort ein nach 
Abſatz 1 zu bemeſſendes Übernachtungsgeld zu gewähren. 


§ 4. 

(1) Für Wegeſtrecken, die bei Dienſtreiſen auf Eiſenbahnen, Schiffen oder ſonſtigen öffentlichen 
regelmäßigen Verkehrsmitteln zurückgelegt werden, Jind den Beamten an Fahrkoſten die wirklich er- 
wachſenden Auslagen einſchl. der Koſten für Beförderung und Verſicherung des notwendigen N 
zu erſtatten. 

(2) Es ſind berechtigt, zu benutzen: 

a) die II. Schiffs⸗ oder III. Wagenklaſſe 
die Beamten der Stufen I und II, 
b) die I. Schiffs⸗ oder II. Wagenklaſſe 
die Beamten der Stufen III und IV. 

(3) Sind an einem auswärtigen Dienſtgeſchäfte mehrere Beamte beteiligt und iſt ihr Zu⸗ 
ſammenreiſen in einer Schiffs- oder Wagenklaſſe aus dienſtlichen Gründen veranlaßt, ſo dürfen auch 
die Beamten, die ſich einer niedrigeren Schiffs- oder Wagenklaſſe zu bedienen hätten, die höhere 
Schiffs⸗ oder Wagenklaſſe benutzen. Außerdem kann für weite und beſonders anſtrengende Reiſen 
die Benutzung einer höheren Wagenklaſſe im einzelnen Falle von der vorgeſetzten Behörde genehmigt 
werden. 

(4) Für Wegeſtrecken, die nicht auf Eiſenbahnen, Schiffen oder ſonſtigen öffentlichen regel- 
mäßigen Verkehrsmitteln zuerückgelegt werden können, wird für jedes angefangene Kilometer des Hin- 
und Rückwegs ein Betrag von 0,20 G gewährt. War der Beamte durch beſondere Umſtände genötigt, 
ſich eines nicht öffentlichen und nicht regelmäßigen Verkehrsmittels zu bedienen, ſo werden ihm die 
entſtandenen Unkoſten erſetzt, ſoweit ſie nicht die nach Lage des Einzelfalles angemeſſenen Grenzen 
überſchreiten. 

(5) Weitere Nebenkoſten, insbeſondere beim Zu- und Abgang zu und von der Eiſenbahn 
werden in angemeſſenen Grenzen erſtattet. 

(6) Der Nachweis über die Höhe der entſtandenen Auslagen wird im allgemeinen durch die 
pflichtmäßige Verſicherung des Beamten geführt. 


8.5. 
Die Benutzung eines Kraftfahrzeuges ſowie eines s Luftverkehrsmittels richtet ſich nach den vom 
Senat zu erlaſſenden Beſtimmungen. 
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Hat eine einzelne Dienſtreiſe einen Aufwand, der durch die Reiſekoſten nicht gedeckt werden 
kann oder einen ſonſtigen außergewöhnlichen Aufwand e ſo kann der Senat einen Zuſchuß 
oder eine Pauſchvergütung bewilligen. 

§ 7. 

Bei Dienſtgeſchäften am dienſtlichen Wohnſitze ſowie außerhalb in geringerer Entfernung als 
2 km von deſſen Ortsgrenze werden lediglich die wirklichen Auslagen erſtattet, wenn ſie durch be— 
ſondere Umſtände gerechtfertigt ſind. 

3 § 8. 

(1) Für Beamte, denen ein Amtsbezirk überwieſen ijt, oder die durch die Art ihrer Dienit- 
geſchäfte zu häufigen Dienſtreiſen genötigt werden, ſowie für einzelne Dienſtzweige oder Dienſtge— 
ſchäfte, können anſtelle der in SS 2 bis 4 vorgeſehenen Vergütungen anderweitige Beträge durch den 
Senat feſtgeſetzt werden. Soweit bei Ausführung dieſer Beſtimmungen Streitigkeiten über die den 
einzelnen Beamten zuſtehenden Anſprüche entſtehen, ijt von dem Senat auf Antrag des Beamten die 
für ihn zuſtändige Beamtenvertretung zu hören. 8 

(2) Eine Vergütung nach § 2 wird nicht gewährt bei auswärtigen Dienſtgeſchäften, die zur regel 
mäßigen Dienſtaufgabe des Beamten gehören. 

(3) Iſt der Beamte genötigt, an auswärtigen Orten ein Nachtquartier zu nehmen, ſo iſt das 
Übernachtungsgeld nach § 3 zu gewähren. 

89. 

Beamte, die für Dienſtreiſen innerhalb ihres Amtsbezirkes neben oder in ihrem Einkommen eine 
Pauſchſumme für Tagegelder oder Fahrkoſten oder für die Unterhaltung von Fahrzeugen oder 
Pferden beziehen, erhalten Tagegelder und Fahrkoſten nur dann, wenn ſie außerhalb ihres Amts⸗ 
bezirkes Dienſtgeſchäfte erledigen und der Ort des Dienſtgeſchäfts nicht weniger als 2 km von der 
Grenze des Amtsbezirkes entfernt iſt. 

a § 10. : 

Werden Beamte, die nad) SS 8 und 9 eine Pauſchſumme beziehen, wegen Urlaubs- oder ſonſtiger 
Verhinderung vertreten, jo beſtimmt die vorgeſetzte Behörde, ob eine Kürzung der Pauſchſumme zu er⸗ 
folgen hat und inwieweit die Entſchädigung für die Stellvertreter aus dem Betrag, um den die 
Pauſchſumme gekürzt wird, zu beſtreiten iſt. 

§ 11. 

Für Dienſtreiſen von Beamten, welche ſich im Vorbereitungsdienſte Heften werben Tages und 
Ubernadtungsgelder ſowie Fahrkoſten dann nicht gewährt, wenn die Reifen lediglich zum Zwecke der 
Ausbildung dieſer Beamten erfolgen. Ob letzteres der Fall iſt, entſcheidet die Behörde, von welcher 
der Auftrag zur Reiſe erteilt wird. Im übrigen können ihnen Reiſekoſten nach Maßgabe der näheren 
Beſtimmungen des Senats gewährt werden. 

5 § 12. 

(1) Planmäßige Beamte, die vorübergehend 

a) außerhalb ihres dienſtlichen Wohnſitzes oder 
b) außerhalb ihres tatſächlichen Wohnortes, wenn ein dienſtlicher Wohnſitz nicht vorhanden iſt, 
oder 
c) außerhalb ihres dienſtlichen Wohnſitzes und ihres tatſächlichen Wohnortes, wenn der tat⸗ 
ſächliche Wohnort nicht mit dem dienſtlichen Wohnſitz zuſammenfällt, 
bei einer Behörde beſchäftigt werden oder die ſich ſonſt zu auswärtigen Dienſtgeſchäften an dem⸗ 
ſelben Orte vorausſichtlich länger als 4 Wochen aufhalten, erhalten neben ihrer Beſoldung eine Ver⸗ 
gütung, deren Höhe der Senat in Anlehnung an die Sätze des § 2 feſtſetzt. 

(2) Für nichtplanmäßige Beamte beſtimmt in den Fällen des Abſatzes 1 der Senat die Höhe der 
Tagegelder. 

(3) Für die Dauer der Hin- und Rückreiſe erhalten die Beamten die in SS 2 und 3 für Ver⸗ 
ſetzungsreiſen feſtgeſetzten Tage- und Übernachtungsgelder. 

(4) Im übrigen findet für den Beſchäftigungsort § 7 ſinngemäße Anwendung. 


§ 13. 


Die Vorſchriften dieſes Galego finden auf die vorübergehend im Staatsdienſte beſchäftigten Be⸗ 
amten der Gemeinden und anderer öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaften entſprechende Anwendung. 
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(1) Die §§ 1 bis 6 des Geſetzes finden auch auf die Dienſtreiſen der Beamten der Landjägerei 
und Schutzpolizei Anwendung. Der Begriff der Dienſtreiſe biſtimmt ſich nach den bisher geltenden 
Vorſchriften. Im übrigen wird der Senat ermächtigt, beſondere Vorſchriften für die bezeichneten Be⸗ 
amten zu erlaſſen. 5 f 

(2) Nehmen Beamte der Schutzpolizei bei Dienſtreiſen an der Verpflegung teil, ſo regelt ſich die 
Abfindung mit Tagegeld nach den vom Senat zu treffenden beſonderen Beſtimmungen. 

i Ska) 

(1) Der Senat wird ermächtigt, Beſtimmungen zur Ausführung dieſes Geſetzes zu erlaſſen. 

(2) Für Dienſtreiſen nach nahegelegenen Orten, nach beſonders teuren Orten oder nach Orten 
außerhalb des Staatsgebietes kann der Senat eine anderweite Regelung vornehmen. 

(8) Die auf Grund der Abſätze 1 bis 2 erlaſſenen Beſtimmungen ſind für die Anſprüche der 
Beamten gleicherweiſe maßgebend wie dieſes Geſetz. f ; 

: ; § 16. 
(0) Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Februar 1923 in Kraft. f 

(2) Gleichzeitig werden alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere das Ge⸗ 
leh betr. die Reiſekoſten der Staatsbeamten vom 26. Juli 1910 (G. S. S. 150) und die §§ 1 bis 16 
der Verordnung betr. die Tagegelder, die Fuhrkoſten und die Amzugskoſten der Reidsbeantten vom 
8. September 1910 (RG Bl. S. 993) aufgehoben. Ba . : = 

(3) Soweit in beſtehenden Vorſchriften auf die hiernach aufgehobenen Beſtimmungen verwieſen 
iſt, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes und die dazu erlaſſenen Ausführungsbe⸗ 
ſtimmungen an deren Stelle. e i 
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78 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
ae | Geſetz 


über die Bereinigung der Grundbücher. 
Vom 26. 6. 1931. 


: 1. Abſchnitt. 
Ausſchlußfriſten für die Eintragung von Ausgleichsbeträgen in das Grundbuch. 
5 5 See 5 

Anträge, den Ausgleichsbetrag nach den SS 3, 5, 7, 11 und 13 des Zweiten Geſetzes über den 
Ausgleich der Geldentwertung vom 28. September 1926 (G. Bl. S. 285) an der ſich aus dem Aus⸗ 
gleichsgeſetz ergebenden Rangſtelle, ſowie Anträge, einen Widerſpruch nach SS 3, 7, 13 desſelben Ge⸗ 
ſetzes in das Grundbuch einzutragen, können nur bis zum Ablauf des 31. Dezember 1931 geſtellt 
werden. ; 

§ 2. s 

(1) Iſt der Antrag auf Eintragung des Ausgleichsbetrages (§ 1) bis zum Ablauf des 31. De⸗ 
zember 1931 nicht geſtellt, ſo erliſcht die Hypothek, deren Geldbetrag im Grundbuch noch in Mark, 
oder in einer anderen nicht mehr geltenden früher inländiſchen Währung bezeichnet iſt. Soweit ſie noch 
im Grundbuch eingetragen iſt, iſt ſie von Amts wegen zu löſchen. 

(2) Sit bei einer Hypothek ein Stundungsvermerk gemäß § 7 des Ausgleichsgeſetzes eingetragen, 
ſo iſt mit Ablauf der Friſt die Hypothek von Amtswegen auf den Stundungsbetrag umzuſchreiben. 

(3) Sit gemäß § 4 des Ausgleichsgeſetzes rechtzeitig der Antrag auf erhöhte Aufwertung geſtellt, 
oder ijt gemäß SS 3, 4, 7, 13 des Ausgleichsgeſetzes ein Widerſpruch eingetragen, fo kann nach Ab⸗ 
lauf der Friſt des S 1 das Grundbuchamt dem Berechtigten eine Friſt ſetzen, binnen welcher er darzu⸗ 
tun hat, daß und in welcher Weiſe er ſich mit dem Gegner geeinigt hat oder daß wegen dieſes An⸗ 
ſpruches ein Rechtsſtreit vor dem ordentlichen Gericht ſchwebt. Nach vergeblichem Ablauf der geſetzten 
Friſt iſt das Grundbuchamt berechtigt, im Falle des § 4 die Hypothek, im Falle des Widerſpruchs 
dieſen zu löſchen. i : 

8 


a (1). Die Friſt (§ 1) wird nur durch einen Antrag gewahrt, der bei dem Grundbuchamt geſtellt iſt, 

von dem das Grundbuch für das belaſtete Grundſtück geführt wird. SEE ee 
(2) Die Wirkſamkeit des Antrages wird nicht dadurch beeinträchtigt, daß in ihm der Ausgleichs⸗ 

betrag nicht oder nicht richtig angegeben iſt. 
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(3) Weiſt das Grundbuchamt den Antrag zurück, fo iſt die Beſchwerde nur binnen einer Friſt von 
einem Monat zuläſſig; die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem die Verfügung dem Be⸗ 
ſchwerdeführer bekannt gemacht worden ijt. Das gleiche gilt für die weitere Beſchwerde, ſoweit das Be⸗ 
ſchwerdegericht der Beſchwerde nicht ſtattgibt. 

§ 4. 

(i) Kann infolge Verſäumung der im 8 1 vorgeſchriebenen Friſt der Ausgleichsbetrag einer 
Hypothek an der ſich aus dem Ausgleichsgeſetze ergebenden Rangſtelle nicht mehr eingetragen werden, 
ſo iſt der Antrag des Gläubigers an nächſtbereiter Rangſtelle in gleicher Höhe eine neue Hypothek 
einzutragen. 

(2) Der Bewilligung desjenigen, deſſen Recht durch die Eintragung betroffen wird, bedarf es 
nicht. Die Eintragung erfolgt nach den im Ausgleichsgeſetze für die Eintragung des Ausgleichsbetrages 
vorgeſehenen Vorſchriften. 

(3) Der Beobachtung der Formvorſchrift des § 29 der Grundbuchordnung bedarf es nicht: 

a) im Falle des § 7 des Ausgleichsgeſetzes für den Nachweis der Fälligkeit der Hypothek und 
der rechtzeitigen Stellung des Stundungsverlangens, N 

b) im Falle des § 11 des Ausgleichsgeſetzes für den Nachweis des Verlangens des Schuldners 
auf Anwendung der Geſetze des betreffenden ausländiſchen Staates, = 

e) im Falle des § 13 des Ausgleichsgeſetzes für den Nachweis einer Vereinbarung. 

(4) Die Eintragung der neuen Hypothek findet nicht ſtatt, wenn das Eigentum an dem Grund- 
ſtück durch Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung oder durch rechtsgeſchäftlichen Erwerb infolge eines 
nach dem 30. September 1932 geſtellten Eintrag ungsantrages gewechſelt hat. i b 


§ 5. 

Die Vorſchriften der Sc 1 bis 4 finden entſprechende Anwendung auf Grundſchulden, Renten⸗ 
ſchulden und Reallaſten. 5 i 

§ 6. 

Die durch die Hypothek geſicherte perſönliche Forderung wird durch die Vorſchriften der 88 1 
bis 4 nicht berührt. 

f : 2. Abſchnitt. 

Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗, Rentenſchuldbrief. 
Sal. 

(1) Mit dem Ablauf des 30. September 1932 wird ein Hypothekenbrief kraftlos, der den Geld⸗ 
betrag der Hypothek dann noch in Mark, oder in einer anderen nicht mehr geltenden früher inländi⸗ 
ſchen Währung bezeichnet. N 

(2) Iſt eine Hypothek, deren Geldbetrag im Grundbuch noch in Mark, oder in einer anderen nicht 
mehr geltenden früher inländiſchen Währung bezeichnet iſt, im Grundbuch zu löſchen, weil der An⸗ 
trag, den Ausgleichsbetrag einzutragen, nicht rechtzeitig geſtellt iſt (§ 2), jo wird der über die Hypo⸗ 
thek erteilte Brief, der auf Mark, oder auf eine andere nicht mehr geltende früher inländiſche Wäh⸗ 
rung lautet, ſchon mit Ablauf des 31. Dezember 1931 kraftlos. 


§ 8. 
Das Grundbuchamt hat den Beſitzer eines kraftlos gewordenen Hypothekenbriefes zur Vorlegung 
des Briefes anzuhalten. Der Brief iſt unbrauchbar zu machen. Eine mit dem Briefe verbundene 
Schuldurkunde iſt abzutrennen und zurückzugeben. 


§ 9. 

(1) Dem Berechtigten iſt auf Antrag ein neuer Brief anſtelle des kraftlos gewordenen Briefes 
zu erteilen, es ſei denn, daß die Erteilung eines neuen Briefes ausgeſchloſſen iſt. 

(2) Die Erteilung eines neuen Briefes gilt als nachträglich ausgeſchloſſen, wenn der Ausgleichs- 
betrag der Hypothek 600 Gulden nicht überſteigt. Die Ausſchließung iſt im Grundbuch zu vermerken. 
Die Befugnis die Ausſchließung der Erteilung des Hypothekenbriefes aufzuheben (§ 1116 Abſ. 3 
BGB.) bleibt unberührt. 

; § 10. 

Mird ein neuer Brief erteilt (§ 9), fo hat er die Angabe zu enthalten, daß er anitelle des 
bisherigen Briefes tritt. Wird der bisherige Brief vorgelegt, ſo ind Vermerke, die nach den SS 1140, 
1145, 1157 des Bürgerlichen Geſetzbuches für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer und 
dem Gläubiger in Betracht kommen, auf den neuen Brief zu übertragen. Die Erteilung des Briefes 
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iſt im Grundbuch zu vermerken. Eine mit dem bisherigen Briefe verbundene Schuldurkunde iſt mit 
dem neuen Briefe zu verbinden. 

Say, 


Die Vorſchriften der SS 7 bis 10 finden auf Grundſchuldbriefe und Rentenſchuldbriefe entipre- 
chende Anwendung. 


3. Abſchnitt. 
Weitere Entlaſtung der Grundbücher. 
8.12. : 
Die infolge der Vorſchriften der SS 1 und 2 gegenſtandslos gewordenen Widerſprüche ſind von 
Amts wegen zu löſchen. : 
S § 13. 
Der Senat kann anordnen, daß Eintragungen über Rechte, auch ſofern ſie nicht von der Aus⸗ 


gleichung betroffen ſind, von Amts wegen gelöſcht werden können, wenn feſtgeſtellt iſt, daß ſie gegen⸗ 
ſtandslos geworden ſind. 


4. Abſchnitt. . 
Amſchreibung unüberſichtlicher Grundbücher. 
§ 14. 5 SL 

(1) Bei der Umſchreibung unüberſichtlicher Grundbücher ſollen von Amts wegen oder auf 
Antrag eines Beteiligten Unklarheiten und Anüberſichtlichkeiten in den Rangverhältniſſen beſeitigt 
werden. 5 8 

(2) Das Grundbuchamt hat zu verſuchen, eine Einigung der Beteiligten auf eine klare Rang⸗ 
ordnung herbeizuführen. Gelingt das nicht, ſo macht das Grundbuchamt den Beteiligten einen 
Vorſchlag für eine neue Rangordnung. Dabei kann eine Anderung beſtehender Rangverhältniſſe in⸗ 
ſoweit vorgeſchlagen werden, als es zur Klarſtellung erforderlich iſt. Den Beteiligten iſt eine Wider⸗ 
ſpruchsfriſt von mindeſtens einem Monat zu eröffnen. ; 

(3) Wird rechtzeitig ein Widerſpruch erhoben, jo entſcheidet das Grundbuchamt. Die Entſcheidung 
iſt mit Gründen zu verſehen. Gegen die Entſcheidung findet die ſofortige Beſchwerde nach den Vor— 
ſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſtatt. Über die 
ſofortige Beſchwerde entſcheidet das Landgericht. Gegen die Entſcheidung des Landgerichts iſt ein 
Rechtsmittel nicht zuläſſig. 

(4) Iſt innerhalb der Widerſpruchsfriſt kein Widerſpruch erhoben worden oder ſind die er⸗ 
hobenen Widerſprüche erledigt, ſo iſt das Grundbuchblatt nach Maßgabe der neuen Rangordnung 
umzuſchreiben, die neue Rangordnung tritt damit an die Stelle der bisherigen. 

(5) Das Verfahren iſt auf Antrag eines Beteiligten bis zur Erledigung eines anhängigen Rechts⸗ 
ſtreites, der die Rangverhältniſſe an dem Grundſtück zum Gegenſtand hat, auszuſetzen. 

(6) Findet durch dieſes Verfahren ein anhängiger Rechtsſtreit ſeine Erledigung, ſo trägt jede 
Partei die ihr entſtandenen außergerichtlichen Koſten. Die Gerichtskoſten werden niedergeſchlagen. 


5. Abſchnitt. 
Erleichterungen des Grund buchverkehrs. 
8 15. 

Den Antrag auf Eintragung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu ſtellen, iſt jeder berechtigt, 

der ein rechtliches Intereſſe an der Eintragung hat. 
§ 16. 

Für die Eintragung des Erlöſchens einer ausgeglichenen Hypothek oder Grundſchuld, deren Geld— 
betrag 500 Gulden nicht überſteigt, ſowie für die Eintragung des Erlöſchens einer ausgeglichenen 
Rentenſchuld oder Reallaſt, deren Jahresleiſtung 30 Gulden nicht überſteigt, bedarf 

1. der Nachweis der Vorausſetzungen der Löſchung nicht der im § 29 der Grundbuchordnung 
vorgeſchriebenen Form, 5 


2. der Nachweis der Erbfolge nicht der im § 36 der Grundbuchordnung vorgeſchriebenen 
Form. 5 
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§ 17. 
(1) Bei einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, über die ein Brief erteilt iſt, darf 


eine Eintragung aus Anlaß der Ausgleichung auch dann vorgenommen werden, wenn der Brief nicht 
vorgelegt wird. 


(2) Das Grundbuchamt hat den Beſitzer des Hypotheken-, Grundſchuld- oder Rentenſchuldbriefes 
zur Vorlegung des Briefes anzuhalten. 
6. Abſchnitt. 
Koſten. 
| § 18. 
Für die Tätigkeit der Grundbuchämter gemäß den SS 2, 4, 5, 12 werden Gebühren nicht 
erhoben. a 
7. Abſchnitt. 
Eintragungen im Erbbaugrund buche. 
3 § 19. ; 
Im $ 14 Abſ. 1 der Verordnung über das Erbbaurecht vom 15. Januar 1919 (R. G. Bl. S. 72) 
wird hinter Satz 2 folgender neuer Satz eingefügt: : 
„Zur näheren Bezeichnung des Inhalts des Erbbaurechts kann auf die Eintragungsbewilli⸗ 
gung Bezug genommen werden.“ >) 
Satz 3 folgt als Abſatz 2. 
Die dem $ 14 neu eingefügte Vorſchrift gilt auch für Eintragungen, die vor dem Inkrafttreten 
dieſes Geſetzes bewirkt ſind. 


8. Ab ſchnitt. 
Geltung und Durchführung des Geſetzes. 
§ 20. 

(1) Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden auch dann entſprechende Anwendung, wenn das 
Grundbuch noch nicht angelegt iſt. 

(2) Die Vorſchriften der SS 1 bis 5 finden keine Anwendung, ſoweit es ſich um Rechte handelt, 
die zu ihrer Begründung und zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
nicht der Eintragung bedürfen. i 

§ 21. 

(1) Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

(2) Die Vorſchriften des § 3 finden auch Anwendung, wenn der Antrag (8 1) vor Inkrafttreten 
des Geſetzes geſtellt iſt. Die im § 3 Abſ. 3 für die Einlegung der Beſchwerde und der weiteren Be— 
ſchwerde vorgeſchriebene Friſt endet nicht vor Ablauf von einem Monat nach Inkrafttreten des Ge⸗ 
ſetzes. 

(8) Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung dieſes Geſetzes, insbeſondere auch zur wei- 
teren Erleichterung des Grundbuchverkehrs erforderlichen Rechtsverordnungen und allgemeinen Ber: 
waltungsvorſchriften zu erlaſſen. 

(4) Der Senat wird ferner ermächtigt, anzuordnen, daß und in welcher Weiſe nicht der Aus⸗ 
gleichung unterliegende Rechte, deren Geldbetrag noch in Mark, oder in einer anderen nicht mehr gel⸗ 
tenden früher inländiſchen Währung bezeichnet iſt, in Gulden umzuſchreiben ſind. 


Danzig, den 26. Juni 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dumont. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


